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GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 27.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Ende 2017 lancierte die Krankenkasse Helsana eine App mit dem Namen Helsana+, mit
der man flir verschiedene sportliche, aber auch soziale Aktivitdten wie Joggen,
Fitnesstraining oder Vereinsmitgliedschaften Rabatte in der Zusatzversicherung bis
CHF 300 sowie in der Grundversicherung bis CHF 75 erhalt. Ahnliche Bonusprogramme
fir die Zusatzversicherungen gébe es zwar schon langer, neu sei aber das
entsprechende Angebot fur die Grundversicherung, berichteten die Medien. Dieser
Aspekt 16ste in der Presse breite Diskussionen aus. Mit dieser App erdéffne die Helsana
die «Jagd nach besten Risiken» erneut, empdrte sich etwa Lukas Baumle vom
Seniorenrat. Die Belohnung von jungen, gesunden Personen diskriminiere die
koérperlich beeintrachtigten oder betagten Personen und fihre zu einer neuen Art der
Risikoselektion, pflichtete ihnm Marianne Streiff-Feller (evp, BE) bei und auch Karl Vogler
(csp, OW) und Gesundheitsminister Berset kritisierten, dass die App dem
Solidaritatsgedanken der OKP wiederspreche und die Chancengleichheit verletze.
Geteilt wurde die Kritik auch von verschiedenen Organisationen aus Konsumenten- und
Patientenschutz und Pflege, Behindertenorganisationen sowie Gewerkschaften in
einem Positionspapier. Sie verwiesen zudem auf technisch nicht versierte oder auf ihre
Privatsphére bedachte Personen, die ebenfalls diskriminiert wirden.

Doch nicht nur wegen méglicher Diskriminierung wurde die App kritisiert, sondern auch
wegen dem Datenschutz. Gesundheitsdaten gelten geméass Datenschutzgesetz als
besonders schiutzenswerte Daten. Die Helsana erhalte nun dank der App viele
personliche Informationen und Gesundheitsdaten, wie die Informationen aus
Fitnesstrackern, Fotos der Versicherten oder Angaben Uber Vereinsmitgliedschaften,
berichtete die Presse. Zudem sammle und verkaufe die App gemass der Stiftung
Konsumentenschutz Unmengen von Daten im Hintergrund. Zwar erklarte die Helsana,
keine heiklen Daten zu speichern und die Informationen nicht weiterzugeben, jedoch
gewahrten die AGB der Versicherung gemass Konsumentenschutz sehr viel
weiterreichende Moglichkeiten - unter anderem eine stillschweigende Anderung der
Nutzungsart.

Auf Kritik stiess die App auch in der Bevolkerung. So zeigte eine Befragung von 3'055
Personen durch die Forschungsstelle Sotomo, dass eine Mehrheit der Bevdélkerung
verhaltensabhéngige Krankenkassenprémien ablehnt. Entsprechend trafen sowohl eine
Prédmiensenkung fir Achtsame (56%) sowie eine Prémienerhéhung fir Unachtsame
(60%) bei den Befragten insgesamt auf Ablehnung. Eine Umfrage der Stiftung fur
Konsumentenschutz verdeutlichte zudem, dass das Bonusprogramm der Helsana auch
in der Branche selbst auf Kritik stiess. 6 von 16 grossen Krankenkassen gaben
ausdrucklich an, Rabattsysteme in der Grundversicherung abzulehnen.

In der Folge reichten Karl Vogler (Ip. 18.3373), Marianne Streiff-Feller (Ip. 18.3282) und
Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; Ip. 18.3354) Interpellationen zu diesem Thema im
Nationalrat ein. Darin fragten sie den Bundesrat, ob er auch der Meinung sei, dass
solche Bonusprogramme dem Solidaritadtsgedanken zuwiderlaufen wirden, ob solche
Programme gemass KVG zulassig seien und welche gesetzlichen Massnahmen notig
seien, um solche Programme zu verhindern. Der Bundesrat verwies darauf, dass eine
Ungleichbehandlung von Versicherten, Pramienrabatte flr gesundes Verhalten sowie
eine Zweckentfremdung der Préamiengelder in der Grundversicherung bereits jetzt
unzulassig seien, weshalb er keine gesetzlichen Massnahmen als nétig erachte. Die
Helsana verwende aber flr ihr Rabattprogramm nur Gelder aus der Zusatzversicherung,
nicht aus der Grundversicherung. Hingegen kritisierte der Bundesrat denselben Punkt,
welcher im  April 2018 bereits der Eidgendssische Datenschutz- und
Offentlichkeitsbeauftragte (EDOB), Adrian Lobsiger, angesprochen hatte. Diesem
missfiel insbesondere der Zugriff der Zusatzversicherung der Helsana auf Daten der
Grundversicherung, welchem die Versicherten fur den Erhalt der Boni zustimmen
mussten. Dies verstosse gegen das Datenschutzgesetz, da die Datenverarbeitung in den
Sozialversicherungen einer gesetzlichen Grundlage unterliegen mussten, betonte er.
Die Helsana erachtete die freiwillige Zustimmung der Individuen hingegen als
«ausreichende rechtliche Grundlage»; zudem sei man damit nicht dem KVG
unterworfen, weil die Pramien aus freien Mitteln der Versicherung, nicht aus den
Geldern der OKP bezahlt wirden.

Nachdem die Helsana der Aufforderung Lobsigers, das Bonusprogramm auf die

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Zusatzversicherung zu beschranken, nicht nachgekommen war, gelangte dieser vor das
Bundesverwaltungsgericht, das nun entscheiden musste, ob «die Vergltungen das
Prinzip des diskriminierungsfreien Zugangs zur Grundversicherung unterlaufe», wie es
der Tagesanzeiger formulierte. Nicht Sache des Gerichtsverfahrens waren hingegen die
Menge und die Verwendung der durch die App gesammelten Daten. Das
Bundesverwaltungsgericht stitzte Lobsigers Einschatzung teilweise. Es entschied, dass
eine Einwilligung zur Weitergabe der Daten nur Uber die App nicht ausreiche und die
Helsana die unrechtmassig beschafften Daten I6schen misse. Diesen Aspekt habe die
Helsana aber bereits nach der Beschwerde des Datenschutzers geédndert, mittlerweile
erfolge die Einwilligung bereits nach den gesetzlichen Vorgaben, berichteten die
Medien. Offen liess das Gericht die Frage, ob das Bonusprogramm einer versteckten
Pramienverbilligung gleichkomme und damit gegen das KVG verstosse. '

1) Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 27.3.2019; Blick, 20.3.18; Blick, TA, 21.3.18; Blick, 24.3.18; Lib, 5.4.18; Blick, TA,
TG, 28.4.18; Blick, 30.4.18; SGT, 5.5.18; Blick, 12.5.18; NZZ, 14.5.18; Blick, 7.6.18; NZZ, 9.6.18; TA, 23.6.18; SGT, 18.7.18; Blick,
28.3.19; BaZ, TA, 30.3.19
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